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Beschluss-Nr. STA 13/04/22 vom 21.02.2022 
 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen (RPG) über die 
 

Stellungnahme zum Szenariorahmen zum Netzentwicklungsplan Strom 
2037 
 

Vor dem Hintergrund der Energiewende haben die Übertragungsnetzbetreiber den gesetzlichen 
Auftrag, alle zwei Jahre einen Netzentwicklungsplan (NEP) für den Ausbau und die Modernisie-
rung der Übertragungsnetze zu erarbeiten. Erstmals geschah dies 2012. § 12b des novellierten 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) definiert Aufgabe und wesentliche Inhalte des NEP: „Die 
Betreiber von Übertragungsnetzen legen der Regulierungsbehörde auf der Grundlage des Sze-
nariorahmens einen gemeinsamen nationalen Netzentwicklungsplan zur Bestätigung vor. Der ge-
meinsame nationale Netzentwicklungsplan muss alle wirksamen Maßnahmen zur bedarfsgerech-
ten Optimierung, Verstärkung und zum Ausbau des Netzes enthalten, die […] für einen sicheren 
und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich sind.“  

Die Erarbeitung des Netzentwicklungsplans erfolgt in mehreren Schritten:  

1. Erstellung des Szenariorahmens durch die Übertragungsnetzbetreiber 

2. Konsultation zum Szenariorahmen durch die Bundesnetzagentur 

3. Erstellung des 1. NEP-Entwurfs durch die Übertragungsnetzbetreiber 

4. Konsultation und Überarbeitung des 1. NEP-Entwurfs 

5. Überprüfung des 2. NEP-Entwurfs durch die Bundesnetzagentur 

6. Konsultation des finalen NEP-Entwurfs durch die Bundesnetzagentur 

Nach der Genehmigung des NEPs durch die Bundesnetzagentur wird aus dem NEP mindestens 
alle vier Jahre ein verbindlicher Bedarfsplan erlassen. Mitte 2013 haben Bundestag und Bundes-
rat auf der Basis des NEP 2012 das Gesetz über den Bundesbedarfsplan (BBPlG) verabschiedet. 
Dieses Gesetz wurde mittlerweile im Juni 2021 zuletzt überarbeitet und geändert. 

Für die im Bedarfsplan enthaltenen Ausbauprojekte werden anschließend Raumordnungsverfah-
ren durchgeführt, sofern das Projekt keine Bundesländergrenzen überschreitet. Für länderüber-
greifende Höchstspannungsleitungen ist anstelle von Raumordnungsverfahren die sogenannte 
Bundesfachplanung vorgesehen, in deren Rahmen die Bundesnetzagentur die Trassenkorridore 
bestimmt.  

Im Rahmen der Konsultation zum Szenariorahmen hat der Strukturausschuss der RPG den Ent-
wurf des Szenariorahmens zum Netzentwicklungsplan Strom 2037 auf der Grundlage der zuge-
hörigen Unterlagen beraten und fasst folgenden Beschluss: 

Zum Szenariorahmen zum Netzentwicklulngsplan Strom 2037 werden folgende Hinweise 
gegeben: 
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1. Im Szenariorahmen sollte im Bereich Schienenverkehr von einer weitgehenden Umstel-
lung auf CO2-freie Antriebsarten und damit einer deutlicheren Steigerung des Stromver-
brauchs ausgegangen werden. 

2. Im Rahmen der Regionalisierung des Windenergieanlagen-„Zubaus“ sollte – entspre-
chend der zu erwartenden Windenergieanlagengesamthöhe von ca. 250 m – in der Po-
tenzialanalyse ein Abstand von 500 m oder mehr zu Wohngebäuden im Außenbereich 
angesetzt werden.   

3. Die der Regionalisierung des Windenergie- und Photovoltaikanlagen-„Zubaus“ zugrun-
deliegenden Studien sollten veröffentlicht werden.  

Begründung: 

Zu 1.  

Im Kapitel 3.3.4 des Szenariorahmens ist aus Tabelle 9 ersichtlich, dass im Bereich Schienenver-
kehr in allen Szenarien keine oder eine nur eher geringe Steigerung des Stromverbrauchs gegen-
über 2018 ausgewiesen wird. In und um Thüringen gibt es derzeit mehrere Projekte zur Umstel-
lung des Schienennahverkehrs auf CO2-freie Antriebsarten: Die Mitte-Deutschland-Schienenver-
bindung soll zwischen Weimar und Gößnitz elektrifiziert werden (siehe Bundesverkehrswegeplan 
2030), die Schwarzatalbahn soll ab 2025 mit Wasserstoff betrieben werden, und ebenfalls ab 2025 
sollen zwischen Dessau und Wörlitz Züge verkehren, deren Dieselmotor auf Wasserstoffbetrieb 
umgerüstet wurde. 

Zu 2. 

In Anlage 3 zum Szenariorahmen („Hintergrundinformationen Onshore-Windenergie“) wird unter 
dem Punkt „Zubau“ auf Seite 118 dargestellt, dass für den Zeitraum von 2037 bis 2045 von Wind-
energieanlagen mit einem Rotordurchmesser von 175 m ausgegangen wird. Setzt man hierzu eine 
bereits heute gängige Nabenhöhe von 160 m voraus, so bedeutet das, dass diese Windenergie-
anlagen insgesamt ca. 250 m hoch sein werden – bei höheren Nabenhöhen entsprechend höher. 
In der Rechtsprechung (vgl. u.a. OVG NRW, Urteil vom 09.08.2006 – 8 A 3726/05, Rn. 91-92, 
juris) wird davon ausgegangen, dass in der Regel eine unzulässige, optisch bedrängende Wirkung 
vorliegt, wenn der Abstand zwischen Windenergieanlage und Wohngebäuden weniger als das 
Doppelte der Gesamthöhe der Windenergieanlage entspricht. Das wäre bei der Potenzialanalyse 
zur Regionalisierung des Windenergieanlagen-„Zubaus“ der Fall: Ebenfalls auf Seite 118 wird er-
läutert, dass ein Abstand von 400 m zu Wohngebäuden im Außenbereich angesetzt wird. Dieser 
Abstand wäre somit in der Regel unzulässig niedrig.  

Zu 3. 

Bei den vorangegangenen Netzentwicklungsplänen wurden als Begleitmaterial zum Szenariorah-
men die Studien beigefügt, mittels derer die Regionalisierung des Windenergie- und Photovoltaik-
„Zubaus“ erfolgte. Das ist diesmal (noch) nicht erfolgt. Eine umfassende Bewertung der Regiona-
lisierungsmethodik ist daher nicht möglich.   
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